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Befristete Arbeitsverhältnisse und ihre Behandlung in der deutschen und französischen 
Rechtsprechung 
Treffen der GEFACT-Gruppe in Hannover am 19./20.6.2009 
 
Die Behandlung prekärer Arbeitsverhältnisse in der deutschen und französischen 
Rechtsprechung ist Forschungsgegenstand der deutsch-französischen Arbeitsrechtsgruppe 
Gefact im jetzigen und nächsten Jahr. Vier vom Ciera (Centre interdisziplinäre d’Etudes et de 
Recherche sur l’Allemagne) unterstützte Treffen finden statt, auf denen die Rolle der 
deutschen und französischen Arbeitsgerichte bei der Lösung und Entscheidung von 
Konflikten im Bereich prekärer Arbeitsverhältnisse erforscht werden soll. Das erste Treffen 
wurde am 19./20.6.2009 an der Universität Hannover organisiert und den befristeten 
Arbeitsverhältnissen gewidmet. 
 
In zwei Vorträgen befassten sich Gerhard Binkert (Vizepräsident des LAG Berlin-
Brandenburg) und Marie-Cécile Escande-Varniol (Institut du travail der Universität Lyon II ) 
mit der historischen Entwicklung der die befristeten Arbeitsverhältnisse regelnden 
Rechtsnormen und der einschlägigen Rechtsprechung in ihren Heimatländern. In beiden 
Ländern wurde die Schaffung von diesbezüglichen Rechtsvorschriften auch von der 
Rechtsprechung beeinflusst. Hinzukommt spätestens seit der Richtlinie 1999/70/EG ein 
starker Einfluss europäischen Rechts, besonders der einschlägigen Rechtsprechung des 
EuGH, auf die nationalen Regulierungen. (Jedenfalls gilt dies für die deutschen, weniger 
allerdings für die französischen Regelungen. Weder die Richtlinie 99/70 noch die 
Rechtsprechung des EuGH haben großen Einfluss auf das franz Arbeitsrecht. Zwar hat sich 
die Cour de cassation bei ihrer Rechtsprechungsänderung über die contrats d’usage im Jahr 
2008 auf die Richtlinie bezogen, aber  dieser Verweis war eigentlich gar nicht erforderlich. 
Die Cour de cassation hat offenbar nur deshalb so argumentiert, weil sie nicht zugeben wollte, 
dass ihre frühere Rechtsprechungsänderung aus dem Jahr 2003 mit dem nationalen, 
französischen Recht nicht zu vereinbaren war.)  
Ausgangs- und Bezugspunkt von Normen zu befristeten Arbeitsverhältnissen waren die 
Ausformung und Verstärkung des Kündigungsschutzes in beiden Ländern, der die jederzeitige 
Aufhebbarkeit des unbefristeten Arbeitsverhältnisses erschweren sollte. Diesen 
Kündigungsschutz durch Abschluss befristeter Arbeitsverträge ohne weiteres zu umgehen, 
sollte und konnte nicht geduldet werden. Bereits das Reichsarbeitsgericht machte dies in 
seiner Entscheidung vom 2.7.1932 deutlich, als es für die Arbeitsgerichte eine 
Missbrauchskontrolle in Fällen von befristeten Sukzessivarbeitsverträgen reklamierte. Das 
Bundesarbeitsgericht führte diese Rechtsprechung fort (s. BAG vom 12.10.1960) und sprach 
von einem objektiven Rechtsmissbrauch, wenn einer arbeitsvertraglichen Befristung kein 
sachlicher Grund zugrunde liege. Auch in Frankreich entstanden die ersten Gesetze zur 
Regelung befristeter Arbeitsverträge gleichzeitig mit dem Aufbau eines gesetzlichen 
Kündigungsschutzes bei unbefristeten Arbeitsverträgen, nämlich mit Beginn der 70iger Jahre. 
Obgleich die Anknüpfung an den Kündigungsschutz später gelockert wurde und 
beispielsweise gemäß der im Jahr 2000 geschaffenen Vorschrift des § 14 Abs. 1 TzBfG die 
Existenz des Kündigungsschutzes ( in Deutschland nicht vorhanden in Kleinbetrieben und bei 
einer Beschäftigungszeit von bis zu 6 Monaten) nicht mehr Voraussetzung einer gerichtlichen 
Überprüfung des sachlichen Grundes bei befristeten Arbeitsverträgen ist (s. BAG vom 
6.11.2003), bleibt der Bezug der nationalen Befristungsregelungen zu den jeweiligen 
Kündigungsvorschriften deutlich. Geht es zum Beispiel in einem deutschen Gerichtsprozess 
bei der Frage der Rechtmäßigkeit einer Befristung allein um die Weiterbeschäftigung des 
betreffenden Arbeitnehmers über das vorgesehene Ende des befristeten Arbeitsverhältnisses 
hinaus (nicht von ungefähr gilt auch hier jetzt wie im Kündigungsschutzverfahren die 
Klagefrist von 3 Wochen, beginnend mit dem vorgesehenen Ende des Arbeitsvertrags) , steht 
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in Frankreich – wie allgemein im französischen Kündigungsschutzrecht – eine mögliche 
finanzielle Entschädigung im Fall der unrechtmäßigen Befristung im Vordergrund : 
qualifiziert ein Gericht das befristete Arbeitsverhältnis eines klagenden Arbeitnehmers, der 
bereits ausgeschieden ist, als unbefristetes Arbeitsverhältnis , gilt die Beendigung des 
Arbeitsverhältnisses unwiderlegbar vermutet als Kündigung ohne realen und ernsthaften 
Grund und löst die für diesen Fall vorgesehenen Schadensersatzpflichten des Arbeitgebers 
aus. 
 
Wie bei einer Präsentation der unterschiedlichen Regulierungen befristeter 
Arbeitsverhältnisse in Deutschland und Frankreich anschaulich wird, geht es den nationalen 
Gesetzgebern und der Rechtsprechung jeweils um die Gewichtung von tragenden, teilweise 
sich widersprechenden Interessen, die mit den Bedürfnissen nach Flexibilität einerseits, nach 
Sicherheit andererseits sowie nach Beschäftigung sowie Berufsausbildung umschrieben 
werden können. In Frankreich werden offenbar dem Interesse (vorwiegend der Arbeitgeber) 
nach Flexibilität stärkere Grenzen gesetzt ( z.B. gibt es dort nicht die Möglichkeit 
sachgrundloser Befristung ; bei erneuter, befristeter Beschäftigung desselben Arbeitnehmers 
auf demselben Arbeitsplatz müssen – außer im Falle einer Vertretung, bei einer Übung 
(contrat d’usage) und auch bei saisonbedingten Arbeitsverträgen   – Karenzzeiten eingehalten 
werden ) ; dort zollt man dem Bedürfnis (vorwiegend der Arbeitnehmer) nach Sicherheit 
stärkeren Tribut (z.B.  keine vertragliche Möglichkeit der ordentlichen Kündigung durch den 
Arbeitgeber während der Laufzeit eines befristeten Arbeitsvertrags ;  im übrigen finanzielle 
Abfederung des unsicheren Arbeitnehmerstatuts durch eine Abfindung am Ende des Vertrags 
als „indemnité de précarité“ ); schließlich wird in Frankreich dem (staatlichen) Interesse an 
Beschäftigung und Wiedereingliederung in den Arbeitsmarkt deutlicher Rechnung getragen 
(siehe zahlreiche, sich in der Vergangenheit ablösender oder parallel laufender befristeter 
Arbeitsverträge unter öffentlicher Bezuschussung, gegebenenfalls gekoppelt mit dem neuen 
„Einkommen der aktiven Solidarität“ = RSA ). Diese befristeten Arbeitsverhältnisse 
unterliegen aber ganz besonderen Regelungen, die von den üblichen Regelungen de 
Befristung abweichen.   Offenbar findet das Argument, ein Arbeitgeber würde Einstellungen 
leichter vornehmen, wenn er sich vom jeweiligen Arbeitnehmer ohne zusätzliche 
Schwierigkeiten und Kosten später wieder trennen könne, in beiden Ländern 
unterschiedlichen Anklang.  
 
Im Anschluss an die vorstehenden, eher theoretischen Ausführungen stellten Daniele Reber ( 
Vorsitzende Richterin am LAG Berlin-Brandenburg) und Chatal Verdin (Präsidentin des 
Conseil de prud’hommes in Paris) für ihre Länder typische Rechtsfälle auf dem Gebiet 
befristeter Arbeitsverhältnisse vor. Dies ergab einen Überblick über die Schwierigkeiten, mit 
denen die Rechtsprechung der nationalen Arbeitsgerichte konfrontiert sind. Bei befristeten 
Arbeitsverhältnissen zur Vertretung verhinderter Arbeitnehmer besteht in beiden Ländern die 
Problematik, inwieweit eine Anbindung des befristet abgeschlossenen Arbeitsvertrags an die 
zu vertretene Person und deren Arbeitsstelle zu fordern ist und ob ein strukturelles 
Personaldefizit beim Arbeitgeber den Abschluss von befristeten Arbeitsverträgen ausschließt. 
In den Fällen angeblich vorübergehenden, erhöhten Arbeitsanfalls stehen französische und 
deutsche Arbeitsrichter ähnlich vor der Frage, ob eine erwartete, sich erhöhende 
Unternehmenstätigkeit nicht Element der normalen, langfristigen Unternehmensentwicklung 
ist und insoweit als Rechtfertigung des Abschlusses befristeter Arbeitsverträge ausscheidet. 
Schwierigkeiten im deutschen Recht bereitet in diesem Zusammenhang insbesondere die 
richterliche Bewertung projektbezogener, aus diesem Grund befristeter Arbeitsverträge. 
Diesbezüglich gibt das französische Recht  mit dem Gesetz über die Modernisierung des 
Arbeitsmarkts aus dem Jahr 2008 jetzt die Möglichkeit, einen zweckbefristeten Arbeitsvertrag 
zur Realisierung einer Arbeitsaufgabe abzuschließen. Der Anwendungsbereich ist jedoch auf 
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gehobene Angestellte und Ingenieure beschränkt. Weitere, formelle Voraussetzungen für 
einen solchen Arbeitsvertrag machen es unwahrscheinlich, dass dieser Vertragstypus in der 
französischen Praxis eine große Rolle spielt.  
 
 
Der Code du travail stellt als generelles Rechtfertigungskriterium befristeter Arbeitsverträge 
in Art. L 1242-1 ausdrücklich ein Negativerfordernis auf, welches als Bewertungsraster wohl 
auch der deutschen Rechtsprechung zugrunde liegt : 
 
 „ Ein befristeter Arbeitsvertrag , welches einzelne Motiv auch immer vorhanden sei, darf 
nicht als Gegenstand oder Wirkung haben, dauerhaft eine Arbeit  wahrzunehmen, die mit der 
normalen und permanenten Tätigkeit des Unternehmens verbunden ist.“ 
.   
Scheinbar großzügig werden im französischen Recht darüber hinaus durch Dekret Bereiche 
definiert, in denen die befristete Beschäftigung üblich ist und deshalb gerechtfertigt sein kann.  
Die Cour de cassation hat aber – wie oben bereits erwähnt -  unter Hinweis auf die 
europäische Richtlinie im Jahr 2008 seine Rechtsprechung vor dem Jahr 2003 insofern wieder 
aufgenommen, dass es für die Rechtfertigung von befristeten Arbeitsverträgen nun nicht mehr 
ausreicht, gerichtlich festzustellen, ob der umstrittene Arbeitsvertrag unter einen der 
katalogisierten Bereiche fällt. Es müsse vielmehr anhand objektiver Einzelumstände 
zusätzlich geprüft werden, ob die konkrete Tätigkeit des nur befristet eingestellten 
Arbeitnehmers nicht Teil der normalen und dauerhaften Aktivität des Unternehmens ist. Dies 
wurde bei einem TV-Journalisten, der die obligatorischen , sonntäglichen Ausstrahlungen von 
Gottesdiensten betreute, bejaht , so dass der befristete Arbeitsvertrag als unbefristeter 
qualifiziert wurde. 
 
Dankbar sind Richter in beiden Ländern, wenn eine Befristung schon aus formalen Gründen 
scheitert, ist doch dann eine gerichtliche Auseinandersetzung um die Stichhaltigkeit der 
Sachgründe überflüssig. So überwacht z.B. der deutsche Richter streng, wann eine Befristung 
bzw. eine Verlängerung der Laufzeit eines befristeten Arbeitsvertrags vereinbart worden ist. 
Die zu beachtenden Formalismen bei der Begründung, Durchführung und Beendigung 
befristeter Arbeitsverhältnisse sind in Frankreich wesentlich zahlreicher.  In diesem 
Zusammenhang hervorzuheben, dass sich der Streitstoff zum Sachgrund im Prozess auf das 
Motiv beschränkt, welches schriftlich im Arbeitsvertrag angegeben ist. 
 
Die stärkere Reglementierung befristeter Arbeitsverträge in Frankreich, einhergehend mit 
finanziell-zivilrechtlichen, sogar auch strafrechtlichen Sanktionierungen von zu Unrecht 
erfolgten Befristungen löste in der Schlussdebatte unter anderem die Frage aus, inwieweit sich 
die reale Handhabung von befristeten Arbeitsverträgen von den komplexen 
Rechtsvorschriften entfernt hat. Nur ein Bruchteil dieser Verträge werden den Gerichten zur 
Prüfung vorgelegt. Patrick Remy , Maître de Conférence an der Universität Paris I, wies in 
diesem Zusammenhang auf eine große Diskrepanz zwischen  Recht und  Praxis befristeter 
Arbeitsverhältnisse besonders in den französischen Klein- und Mittelbetrieben hin. Seiner 
Ansicht nach traue sich der französische Gesetzgeber nicht, das Recht der Befristung zu 
lockern, da dieses einen hohen Symbolwert besitze. 
 
Im Rahmen des Forschungsprojekts wird am 27./28.11. 2009 am Institut du travail der 
Universität Nancy II ein zweites Treffen der Gefact-Gruppe stattfinden, diesmal zum Thema 
der Behandlung von Leiharbeit in der deutschen und französischen Rechtsprechung. 
 

Patrick Remy, Meinhard Zumfelde 


